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Höchster Turm Lateinamerikas
Cristina kündigt 335 Meter hohes Mega-Projekt an
Cristina bei der Vorstellung des Turm-Projektes. (Foto: Presidencia)
Buenos Aires (AT/mc) – Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner will den höchsten Turm Lateinamerikas errichten. Dies kündigte die Staatschefin am Dienstag in einer landesweit im Fernsehen übertragenen Rede an. Es handelt sich dabei um das bereits vor zwei Jahren angekündigte Projekt eines „audiovisuellen Komplexes“ (Polo Audiovisual) auf der Isla Demarchi, einer Halbinsel, die dem Buenos-Aires-Stadtteil Puerto Madero vorgelagert ist.
335 Meter hoch soll das Bauwerk einmal sein, von dem Cristina während ihrer Rede schon einmal Projektionen zeigte. Die geschwungene, aufstrebende Form des geplanten Turms erinnert an einen ins Gigantische gesteigerten Schiffssteven. Zukünftige Besucher aus Norddeutschland dürften sich, was die Silhouette betrifft, an das berühmte Marine Ehrenmal von Kiel-Laboe erinnert fühlen. Allerdings wird der Kirchner-Turm um mehr als das Vierfache höher sein als das expressionistische Bauwerk an der Kieler Förde. Die Grundsteinlegung für das Mega-Projekt soll am 17. Oktober stattfinden, dem historischen „Tag der Treue“ zu Juan Domingo Perón.
„Der Turm wird sich entwickeln zu einem Symbol der Stadt Buenos Aires, unserer Hauptstadt, der Stadt aller Argentinier“, so Kirchner, die vor wenigen Tagen erst für einen Umzug der Hauptstadt nach Santiago del Estero plädiert hatte (wir berichteten). Werden die Pläne realisiert, wird der Komplex nach dem Empire State Building in New York und dem Sears Tower von Chicago der dritthöchste auf dem gesamten amerikanischen Doppelkontinent sein.
Der Wolkenkratzer soll 67 Stockwerke haben, in denen zahlreiche TV-Kanäle und Produktionsfirmen Platz haben werden. Zudem wird es einen Bildungsbereich geben mit einem Museum audiovisueller Kunst in Argentinien. Sowohl staatliche Institutionen wie private Firmen, die im Film- und Medienbereich tätig sind, sollen in dem Großkomplex unterkommen. Die 13 obersten Ebenen sind hingegen für Hotelbetrieb reserviert. Die Gebäudefläche wird insgesamt 216.000 Quadratmeter betragen.
Nahe am Turm sollen ein Bootsanleger sowie eine inselartig im Río de la Plata vorgelagerte Veranstaltungsarena für 15.000 Menschen entstehen. Diese Dreigliedrigkeit bilde Argentinien metaphorisch ab, so Cristina. Der Turm repräsentiere demnach das argentinische Festland, während der Bootsanleger Feuerland und die Veranstaltungsarena im Wasser die (britisch verwalteten) Malwinen darstellten. Um den Komplex herum sollen Parkanlagen entstehen, die es mit dem Central Park in New York aufnehmen können.
Insgesamt sind für die Realisierung mehr als 2,5 Milliarden Pesos veranschlagt. Die Finanzierung soll teils staatlich, teils privat erfolgen. Die Bauzeit wird auf fünf Jahre geschätzt. „Die Regierung, die mich ablöst, hat die Verpflichtung, das Werk fortzusetzen“, so Cristina, deren zweite und damit letzte Amtszeit bekanntlich Ende nächsten Jahres endet.
Argentinien
Mehr Menschen in Elendsvierteln
Schätzung: In Buenos Aires leben 275.000 Personen in prekären Verhältnissen
Elendsviertel am Stadtrand von Buenos Aires. (Foto: mc)
Buenos Aires (AT/mc) – Die Elendsviertel in Buenos Aires sind in den vergangenen Jahren stark gewachsen. Wie die Zeitung „La Nación“ mit Verweis auf offizielle Schätzungen berichtet, lebten Ende des letzten Jahres 275.000 Menschen in den insgesamt 41 „villas“ bzw. „asentamientos“ genannten Armutssiedlungen auf dem Gebiet der Hauptstadt. Zum Vergleich: Bei der Volkszählung 2001 waren es noch 107.422 Menschen in 21 Elendsvierteln. Dies entspricht eine Zunahme um 156 Prozent innerhalb von nur zwölf Jahren.
Die bisher ergriffenen Maßnahmen zur Verbesserung der Infrastruktur waren offenbar kaum ausreichend. So gibt es in den Notstandssiedlungen weder eine 24-stündige Gesundheitsversorgrung, noch dauerhafte Polizeipräsenz, noch Schulbetrieb. Lediglich in der Villa 31 in Retiro, dem ältesten Elendsviertel in der Hauptstadt, gibt es eine schulische Einrichtung.
„Der Staat gelangt nicht in die Armutsviertel, wenn nicht die notwendigen städtebaulichen Maßnahmen getroffen werden“, meint Javier Gentilini (UNEN), der Vorsitzende des Wohnraum-Ausschusses des Stadtparlaments. Wenn man anfinge, Straßen anzulegen und das unkontrollierte Bauen in die Höhe einzuschränken, könnte man die komplizierte bauliche Struktur der Villas aufbrechen, die heute als Rückzugsort der Drogenbanden dienten. „Wenn der Staat ein Territorium nicht kontrolliert, wird es von irgendeiner Organisation beherrscht“, so Gentilini. Die Anwohner seien diejenigen, die darunter am meisten litten.
In den zurückliegenden Jahren wurden konkrete Gesetze erlassen zur städtebaulichen Erschließung mehrerer Elendsviertel. Aber deren Umsetzung wurde bislang nie wirklich in Angriff genommen. Die Opposition in der Hauptstadt wirft der Regierung von Bürgermeister Mauricio Macri vor allem zwei Punkte vor: Erstens, dass die politischen Zuständigkeitsbereiche auf dem Feld der Wohnungspolitik immer wieder verändert worden seien; und zweitens, dass im städtischen Haushalt nur geringe finanzielle Mittel für die Wohnraumproblematik bereit gestellt würden.
Wie eine Erhebung der Bürgergesellschaft für Gleichheit und Gerechtigkeit (ACIJ) ergab, wurden 2013 nur noch 2,1 Prozent des Gesamtbudgets der Stadt für Wohnungsbaupolitik ausgegeben. 2008 waren es noch 3,8 Prozent. Konkret für die Villas sind aktuell sogar nur 0,7 Prozent des Stadt-Haushalts vorgesehen.
Das vor zwei Jahren geschaffene Amt für Wohnraum und soziale Integration (Sechi) erhält derzeit 150 Millionen Pesos aus den jährlichen Haushaltsmittel. Nicht genug, wie ACIJ-Aktivistin Jimena Navatta meint: „Sechi koordiniert angeblich Tag für Tag die Projekte. Doch das ist tatsächlich nicht mehr als Kosmetik. Es fehlt ein konkreter Plan.“
Die Kritik will man seitens der Stadtregierung nicht gelten lassen. Folgt man Sechi-Chefin Marina Klemensiewicz, habe die Macri-Verwaltung mehr erreicht als je zuvor. In allen Elendsvierteln würden Arbeiten zur Urbanisierung durchgeführt: „Wir haben in den Jahren 2012 und 2013 insgesamt 244 Maßnahmen realisiert. Gegenwärtig gibt es 84 Projekte, an denen gearbeitet wird“, verteidigt sich die Funktionärin.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Radikale und Macri siegen
Handelt es sich um den Anfang einer erfolgreichen Wahlallianz? Buenos-Aires-Bürgermeister Mauricio Macri und Oscar Aguad, der starke Mann des Radikalismus in Córdoba, waren bemüht, dem Wahlsieg ihres gemeinsamen Kandidaten Pedro Dellarossa bei den Bürgermeisterschaftswahlen in der Kleinstadt Marcos Juárez im Südosten Córdobas Signalcharakter beizumessen. 36,48 Prozent der Stimmen erreichte Dellarossa als Spitzenmann des Bündnisses „Gemeinsam für Marcos Juárez“. Das in zwei Listen gespaltene Lager des Gouverneurs José Manuel De la Sota musste sich hingegen geschlagen geben: Daniel Fragazzini, der Kandidat der in der Provinz regierenden Gerechtigkeitspartei (PJ), brachte es auf 29,65 Prozent. Der Präsident des Stadtrats, Horacio Latimori, konnte 22,88 Prozent auf sich vereinigen. Letzterer ging für die kommunale Wählergemeinschaft ins Rennen, die als historische Verbündete De la Sotas gilt und die Geschicke von Marcos Juárez 35 Jahre lang bestimmte. Entsprechend groß waren die Töne, die Macri am Wahlabend anstimmte: „Es ist ein erster enormer Schritt für den Wandel in unserem Land“, rief Macri seinen Anhängern in Marcos Juárez zu. Diese feierten den Politiker aus der Hauptstadt bereits als kommenden Präsidenten. Doch ob es tatsächlich ein landesweites Bündnis zwischen Macri und den Radikalen geben kann, ist fraglich.
Freude über UN-Resolution
Große Freude bei der argentinischen Regierung: Die Vereinten Nationen wollen ein Rahmenwerk für die geregelte Abwicklung von Staatspleiten auf den Weg bringen. Eine entsprechende Resolution beschloss die UN-Generalversammlung am Dienstag in New York mit 124 zu 11 Stimmen bei 41 Enthaltungen. Die USA stimmten dagegen. Bolivien hatte den Vorschlag im Auftrag der Gruppe der 77 Entwicklungsländer mit Unterstützung Chinas eingebracht. Außenminister Héctor Timerman sprach nach der Abstimmung von einer „historischen“ Entscheidung. Argentinien, das sich seit Jahren mit US-Hedgefonds in einem erbitterten Rechtsstreit um alte Anleiheschulden befindet, hatte die Initiative besonders vorangetrieben. Anders als im privaten Unternehmensrecht sind staatliche Umschuldungen bei Zahlungsausfällen bisher nicht klar geregelt. „Ein Regelwerk wäre nicht nur im Interesse Argentiniens, sondern aller Länder“, sagte Timerman. Der Minister feierte die Abstimmung in der Vollversammlung als Erfolg im Schuldenstreit. Den „Geierfonds“ müssten Grenzen gesetzt werden. Die Länder, die gegen die Resolution stimmten, hätten „ihre Botschaft an die Spekulationswirtschaft geschickt“. Indes sind die Beschlüsse der UN nicht bindend, sie haben vor allem einen hohen symbolischen Charakter.
Cristina zum Papst
Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner wird zum zweiten Mal in diesem Jahr die Ehre zu teil, von Papst Franziskus empfangen zu werden. Der Pontifex lud die Staatschefin kurzfristig für den 20. September (Sonnabend) zu sich in den Vatikan ein. Das Datum schlug er vor, da Cristina sich dann ohnehin auf Reisen befindet, da sie in der darauf folgenden Woche an der UN-Vollversammlung in New York teilnehmen will. Präsidialamtschef Oscar Parrilli informierte die Presse über die Einladung des Papstes, der Cristina bereits im vorigen März zu einem Gespräch in Rom getroffen hatte. Politische Beobachter werten die Geste des Kirchenoberhauptes als Unterstützung, damit Cristina ihre im nächsten Jahr endende Amtszeit auf möglichst geordnete Weise abschließen kann. Die Zeitung „Clarín“ spekuliert zudem darauf, dass der Papst die Präsidentin zu einer verantwortungsbewussten Verhandlungsweise animieren werde, um die prekäre Schuldensituation des Landes zu entschärfen. Unter Berufung auf Regierungskreise berichtet das Blatt des Weiteren, der Papst könne Cristina ans Herz legen, den Vereinten Nationen seine Sorge über die weltweite Jugendarbeitslosigkeit vorzutragen. Parrilli selbst hatte bei der Pressekonferenz keine Details zu dem Besuch genannt und auch keine Fragen zugelassen.
Bürgermeister abgesetzt
Die Folklore-Stadt Cosquín in der Provinz Córdoba braucht einen neuen Bürgermeister: Denn mit einer Mehrheit von 63,3 Prozent der Stimmen entschieden die Einwohner, den bisherigen Amtsinhaber Marcelo Villanueva abzusetzen. Grund ist ein Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts auf Veruntreuung öffentlicher Gelder, das die Staatsanwaltschaft gegen den Parteigänger von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner im vorigen Mai eingeleitet hatte. Villanueva war 2003 mit Rückendeckung des Gouverneurs José Manuel De la Sota und des damaligen Präsidenten Néstor Kirchner erstmals auf den Bürgermeistersessel der landesweit für sein Folklore-Festival bekannten Stadt gelangt. Zuletzt verlor er aber den Rückhalt De la Sotas, der die peronistische Gerechtigkeitspartei (PJ) in der Provinz führt. Gemeinsam mit Sozialisten und Radikalen wurde die Amtsenthebung auf den Weg gebracht. Der sozialistische Stadtrat Gabriel Musso, der die Anzeige gegen Villanueva erstattet hatte, kommentierte das Bürgervotum wie folgt: „Die Leute haben Nein gesagt zu einem Modell, das auf Korruption gründet. In Cosquín hat der Wandel begonnen.“ Nun muss der Stadtrat einen Interimsbürgermeister bis zu den Wahlen 2015 bestimmen.
Alfonsín gewählt
Vertrauensbeweis für Ricardo Alfonsín: Der Kongressabgeordnete gewann am Sonntag mit mehr als 60 Prozent der Stimmen die Vorstandswahlen der Radikalen Bürger Union (UCR) in der Provinz Buenos Aires. Alfonsín setzte sich im Kampf um den Parteivorsitz des Landesverbandes gegen die Liste des ehemaligen Abgeordneten Daniel Moreau durch, der auf gut 35 Prozent kam. Die Partei informierte, dass gut 60.000 Parteigänger an der Wahl teilnahmen, was einem Anteil von weniger als zehn Prozent der wahlberechtigten UCR-Mitglieder entspricht. Alfonsín, der vor drei Jahren Präsidentschaftskandidat der Radikalen war, steht für das Lager der Partei, das einem Annäherungskurs an den rechtsorientierten Buenos-Aires-Bürgermeister Mauricio Macri skeptisch gegenübersteht. Stattdessen setzt Alfonsín auf die Verankerung der UCR im Mitte-Links-Bündnis UNEN. (AT/mc/dpa)
Meinung
Schade
Die Regierung, die sich in Staatspropaganda bestens auskennt, bezeichnet ihre Regierungszeit seit 2003 als die „gewonnene Dekade“ (Spanisch „década ganada“), wogegen ihre Gegner mit „verlorene Dekade“ („década perdida“) kontern. Gemeint sind die großen Chancen, die Argentinien gegeben waren und nicht ausgeschöpft wurden. Schade.
Tatsächlich galten weltweit Umstände, die für Argentinien besonders vorteilhaft waren und nicht genutzt worden waren. In früheren Jahrzehnten ab Ende des Ersten Weltkrieges (1918) verschlossen sich sukzessive die besten Exportmärkte für Rindfleisch, das qualitäts- und mengenmäßig beste Exportprodukt des Landes, dessen Auslandsmärkte, die bis zum Ersten Weltkrieg offen waren, sich nach und nach verschlossen, so in Deutschland ab 1923, in Frankreich 1926 und in den Vereinigten Staaten ab 1928. Nur Großbritannien ließ argentinisches Rindfleisch zu, obwohl nach der Weltkrise von 1929 im sogenannten Commonwealth britischer Länder die Konkurrenten Kanada, Australien und Neuseeland ebenfalls versuchten, Argentinien als Konkurrent auszuschließen. Großbritannien blieb indessen bei der Stange, um die in Argentinien einbehaltenen Gewinne britischer Unternehmen zu kassieren. Dieser Zustand blieb bis jetzt gültig, wobei die Kirchnerregierungen den Export einschränkten und zeitweise sogar verboten, so dass Argentinien als Lieferant ausblieb, um den internen Fleischkonsum zu fördern. Das Ergebnis war ein Rückgang des Rinderbestandes um rund 10 Millionen und eine Zunahme der internen Preise. Die Exportchance, die sich mit zahlreichen neuen Märkten ergab, blieb bis heute ungenutzt. Schade, denn inzwischen sind neue Exportchancen aufgetaucht. Sogar der besonders protektionistische US-Markt öffnet sich für Argentinien, nachdem die Maul- und Klauenseuche kraft vorgeschriebener Impfung der Rinder verschwunden ist. Neuerdings hat Europa eine Importquote für Rindfleisch von Tieren, die zuletzt mit dem sogenannten „feed lots“ rasch das gewünschte Gewicht erreichten, so dass ein neuer zollfreier Markt entstand. Die Regierung hat indessen nicht einmal die sogenannte Hiltonquote von 30.000 Tonnen mit 20 Prozent Zoll erfüllt, die die europäischen Schutzzölle von 100 Prozent aufweicht. Schade.
Mit den zahlreichen anderen Maßnahmen, die die freie Preisbildung einschränken und verzerren, gelang es der Regierung, sonstige Exporte zu verhindern und Importe zu verbieten, die mit Sondergenehmigungen gegängelt werden. Die auf Spanisch CEPO, eigentlich eine Folterung, wie sie vor zwei Jahrhunderten gelegentlich geübt wurde, genannte Abschaffung der freien Konvertibilität des Peso, wie sie seit Ende 1958 galt, als sie auch Europa und andere Länder für ihre Währungen einführten, verschloss sich Argentinien in einer weltweiten Marktwirtschaft, zum Vorteil für alle Länder mit wenigen Ausnahmen immer mehr. Schade.
Argentinien besitzt heutzutage den Zugang zu anderen Märkten mit eigener Produktion, darunter allerlei Mineralien, deren Produktion die Regierung frei zulässt, allerdings mit Besteuerung, derweil Weizen und Mais mit Exportquoten gegängelt werden und nicht frei exportiert werden wie die Sojabohne, allerdings mit hohen Exportzöllen, die im Inland kaum konsumiert wird und besonders in China gefragt ist, weil sie den Chinesen Proteine für die Schweinezucht beisteuert.
Solange die freie Konvertibilität des Peso nicht wieder hergestellt wird, fließt kein Fremdkapital oder sogar eigene Auslandsguthaben der Argentinier ins Land, vielmehr dauert der Strom privaten Auslandskapitals an, das die Wirtschaft stimulieren würde. Schade.
Bei einer normalen Eingliederung Argentiniens in die weltweite Marktwirtschaft öffnen sich allerlei Chancen für ein grundsätzlich reiches Land wie Argentinien, nachdem der vorherige Protektionismus weltweit gemildert oder ganz abgeschafft wird. Solche Chancen sollte man politisch nutzen, statt sich abzuriegeln und sie zu verpassen. Schade.
Meinung
Historische Chance
Von Stefan Kuhn
Plötzlich beginnt in London das große Zittern. In einer Woche stimmen die Schotten über ihre Unabhängigkeit ab, und die letzten Umfragen deuten eine knappe Mehrheit für einen unabhängigen Staat an. Für das Vereinigte Königreich wäre der Wegfall seines reichsten Territoriums ein wirtschaftliches und politisches Desaster, für den konservativen Premierminister David Cameron wohl das Ende seiner politischen Karriere. Die Auswirkungen auf Europa kann man noch gar nicht abschätzen.
Gewinnen die Befürworter, beginnen nicht nur für die Engländer, sondern auch für die Schotten die Probleme. Die Währung, das britische Pfund, will ihnen London nicht lassen. Doch darüber dürfte noch nicht das letzte Wort gesprochen sein. Zudem will Schottland in der EU bleiben, ein rechtlich umstrittener Wunsch. Im schlimmsten Fall müsste der neue Staat ein Beitrittsgesuch einreichen. In diesem Fall könnte London mit einem Veto den Beitritt verhindern. Und dann ist da auch noch Spanien. Madrid hat wenig Lust, den Schotten auf ihrem Weg in die Unabhängigkeit behilflich zu sein. Dies könnte ja ein Beispiel für die ebenfalls sezessionsfreudigen Katalanen und Basken geben.
Englands größtes Problem dürfte zunächst der Wegfall von Milliarden an Steuereinnahmen sein. Etwa 90 Prozent des britischen Nordseeöls wird auf schottischem Territorium gefördert. Unterschätzt wird auch die Bedeutung des schottischen Whiskeys. Das Hochprozentige aus dem Norden beschert dem britischen Schatzkanzler jährlich rund eine Milliarde Pfund. Die Unabhängigkeit Schottlands könnte auch Auswirkungen auf den Nordirlandkonflikt haben. London kann den Nordiren kaum verweigern, was es den Schotten zugestanden hat.
Premierminister Cameron könnte sich nicht mehr halten, weil er als Verursacher des Debakels gälte, als der Totengräber des Vereinigten Königreichs. Er hat sich im Glauben an den sicheren Sieg der Unabhängigkeitsgegner 2012 auf das Referendum eingelassen. Rechtlich bindend wäre ein einseitig von der schottischen Regionalregierung durchgeführtes Referendum nicht gewesen, aber der Premier wollte verhindern, dass bei dem Urnengang die Frage nach einer weiter reichenden Autonomie gestellt wird. Dies wäre wohl auf breite Zustimmung gestoßen und hätte London unter Druck gesetzt. Für Schottland wäre das ein weiterer Schritt in Richtung Unabhängigkeit gewesen.
Jetzt werden die Schotten mit der Schicksalsfrage konfrontiert: „Soll Schottland ein unabhängiger Staat sein?“ Das hat etwas von einem Sprung ins kalte Wasser. Seit 300 Jahren ist Schottland Teil des Vereinigten Königreichs, das Pfund, die BBC und die Königin will man auch nicht missen, und ganz so schlecht ist man mit den Engländern bisher auch nicht gefahren. Die Umfragen, die Unabhängigkeitsgegner lagen deutlich über 50 Prozent, gaben Cameron Recht. Solch einen drastischen Schnitt würden die Schotten nicht wagen. Ein Scheitern der Befürworter hätte das leidige Thema für die nächsten zwei Jahrzehnte begraben.
Danach sieht es jetzt nicht mehr aus. Die letzte seriöse Umfrage sieht die Befürworter mit 47 zu 45 Prozent vorne. Das ist zwar statistisch gesehen ein Patt, aber die Umfrage gibt auch einen deutlichen Trend wieder. Je näher der Abstimmungstermin rückt, desto mehr holen die Befürworter eines unabhängigen Schottlands auf. Ob die Regierung in London diesen Trend bis Donnerstag noch umkehren kann, ist fraglich. Aber auch wenn das Referendum knapp scheitern sollte, dürfte das Thema ein Dauerbrenner der britischen Politik bleiben.
Warum die Stimmung letztendlich gekippt ist, darüber kann man nur spekulieren. Klar ist, dass es im Lager der Befürworter mehr Engagement gibt. Es fällt schon schwerer, mit Begeisterung den Status quo zu verteidigen, vor allem, wenn man die Umfragen auf seiner Seite weiß. Die Gegner haben wohl unterschätzt, dass vielen Schotten so einiges an der britischen Politik missfällt. Das Mehrheitswahlrecht etwas, durch das viele politische Gruppierungen im nationalen Parlament außen vor bleiben. Der ständige Kampf Londons mit der EU oder die Kadavertreue zu den USA. Schottland will als eigener Staat atomwaffenfrei werden. Die Schotten haben eine eigene Identität, erinnern sich stolz an den Freiheitskampf eines William Wallace gegen die Engländer. London hat sich bis 1999 geweigert, den Schotten ein Nationalparlament zuzugestehen, seither gab es keine weiteren Autonomierechte mehr. Die Frage „Soll Schottland ein unabhängiger Staat sein?“ kommt sicher zu früh. Aber viele Schotten wollen sie trotz der Unwägbarkeiten nicht mehr auf die lange Bank schieben. Sie wollen die historische Chance nutzen.
Meinung
Randglossen
Das inflationstreibende riesige Loch im Staatshaushalt als direkte Folge ausufernder Ausgaben der Regierung hat plötzlich eine Bremse erfahren, als das besonders defizitäre Staatsunternehmen Aerolíneas Argentinas eine von mehreren Gewerkschaften geforderte Gehaltserhöhung abgelehnt hatte, weil sie über der von der Regierung festgesetzten Grenze von knapp unter 30 Prozent lag. AA-Chef Mariano Recalde drohte mit einer Verkleinerung der Firma, die tausende neue Beamte mit hohen Gehältern eingesetzt hatte, indem gemietete Flugzeuge aufgegeben und hoch defizitäre Flüge abgeschafft werden würden. Die Regierung stößt an Grenzen, was sie bisher nie getan hatte. Die von ihr selber mit geschöpftem Geld finanzierte Inflation fordert jetzt Opfer. Bemerkenswert.
Das überraschende Ergebnis der Kommunalwahl in Marcos Paz, Provinz Córdoba, bei der eine Koalition von PRO, die auf den Präsidentschaftskandidaten Mauricio Macri, Bürgermeister der autonomen Stadt Buenos Aires, hört, mit dem Vorsitzenden der UCR, Ernesto Sáenz, hat landesweit Aufmerksamkeit erregt. Ricardo Alfonsín, der als Präsidentschaftskandidat 2011 wenige Stimmen erhielt, hat derweil den Vorsitz seiner Partei in der Provinz Buenos Aires ergattert und widersetzt sich der siegreichen Koalition von Macri und Sáenz. UCR-Politiker im Landesinneren wittern Erfolgschancen als Partner von Macri (UCR). Hierüber müssen gelegentlich alle Partner der FA-UNEN Allianz entscheiden, ob sie für oder gegen eine Koalition eingestellt sind, die mehr verspricht als ein Alleingang der UNEN-Partner. All das in Hinblick auf die parteiinternen PASO-Wahlen im August 2015 mit nachfolgenden Präsidentschaftswahlen im Oktober und möglicherweise Stichwahlen kurz danach. Die Koalition UNEN wurde in Marcos Paz herausgefordert und muss reagieren.
Am Ende hat er sogar geweint. Die Frage ist allerdings, ob die Tränen des britischen Premiers David Cameron die Schotten wirklich davon abhalten, das Vereinigte Königreich zu verlassen. Cameron hatte sich erstmals nach Schottland gewagt und in Edinburgh eine flammende Rede auf den Verbleib des Landesteils im Vereinigten Königreich gehalten. Bisher hatte sich der Konservative zurückgehalten, denn seine Partei steht in Schottland auf der Liste der bedrohten Arten. Im Zoo von Edinburgh gibt es mehr Pandabären als schottische Torys im britischen Parlament, lästerte kürzlich ein in Deutschland lebender schottischer Musiker. Es sind zwei Bären, und die sind in Schottland wesentlich beliebter als David Cameron.
Sollte Schottland wirklich unabhängig werden, trägt Cameron nur eine Teilschuld. Wesentlich mehr Verantwortung hat die Labour-Opposition. Offiziell sind die britischen Sozialisten gegen eine Abspaltung Schottlands. Mit Alistair Darling führte ein Labour-Politiker die „Better together“-Kampagne der Unabhängigkeitsgegner. Aber insgeheim bewundern wohl viele Linke das schottische Modell. Vom Bildungssystem angefangen ist dort alles ein bisschen sozialdemokratischer als in England. Dabei müsste Labour mit wesentlich mehr Herzblut für den Verbleib Schottlands eintreten. Ohne die traditionell links wählenden Schotten wäre das verbliebene Königreich auf Jahre hinaus in den Händen der Torys.
Wirtschaft
Der Streit mit den Automobilunternehmern
Zwei Mal in einer Woche hat Präsidentin Cristina Kirchner die Fabrikanten und Agenturen von Kraftfahrzeugen beschuldigt, die Verkäufe künstlich zu beschränken, angeblich um dabei mit Preiserhöhungen zu spekulieren. Sie bezog sich dabei wohl auf vereinzelte Klagen von Personen, die ein Automobil kaufen wollten, es jedoch nicht sofort erhielten. Ebenfalls beschuldigte sie die Unternehmer der Branche, das Kreditprogramm Pro.Cre.Auto (weiche Kredite der Banco Nación für den Kauf von Automobilen, zu 17% für Kunden und 19% für andere) zu boykottieren, und dabei verfügte sie eine Verlängerung bis Jahresende.
Die Präsidentin ist offensichlich falsch unterrichtet worden. Einmal bestehen effektiv keine Kfz-Bestände, wobei die Agenturen ohnehin keinen Platz dafür haben. Aber ausserdem sind die Agenturen nur Konsignatare, die die Kfz zum Preis verkaufen, den die Fabriken bestimmen, und dann beim Verkauf den Betrag abzüglich ihrer Marge und Steuern abliefern. Das schliesst das spekulative Geschäft, also die Erwartung von Preiserhöhungen bei einbehalteten Kfz, prinzipiell aus. Was die Fabriken betrifft, so werden sie durch eine Verringerung der Produktion auf alle Fälle geschädigt, einmal weil dann die fixen Kosten bei jeder Einheit stärker ins Gewicht fallen, und dann, weil sie Personal entlassen müssen, zeitlich begrenzt oder definitiv, was auch Geld kostet.
CFK verwendete bei der Bezeichnung der Haltung von Agenturen und Fabriken den Ausdruck „encanutar“, wobei sie sich in ihrer zweiten Ansprache für dieses ordinäre Wort entschuldigte. In der Tat wird der Ausdruck auch in der Umgangsprache kaum verwendet, wobei wohl viele Zuhörer sich erkundigen mussten, was dies bedeutet. Auf deutsch wär es wohl „einbehalten“ oder so etwas.
Am Montag war CFK drei Stunden lang mit den Vertretern der Kfz-Industrie, der Agenturen und der Gewerkschaften der Branche versammelt, ohne zu einem konkreten Ergebnis zu gelangen. Sie sagte, die Unternehmer hätten in den letzten Jahren viel verdient, und sie fordere jetzt von ihnen, dass sie mehr produzieren und dem Publikum die Autos zur Verfügung stellen. Minister Kicillof, der auch anwesend war, erklärte, „sie sollten keine Dollar erwarten“, nachdem die Fabrikanten darauf hingewiesen hatten, dass sie ihren Mutterhäusern u$s 2,5 Mrd. schulden. Was das Kreditprogramm Pro.Cre.Auto betrifft, so forderten die Fabriken eine Preiserhöhung (angeblich von 12%) für die 37 Modelle, die dabei eingeschlossen sind.
Beim Gespräch kam auch das Problem des hohen Anteils importierter Teile an den lokal gefertigten Kfz zur Sprache. Gegenwärtig entfällt nur etwa 30% des Fabrikpreises eines Kfz auf lokale Fabrikation. Industrieministerin Debora Giorgi bemüht sich seit Jahren um einen höheren Anteil, was ihr jedoch nicht gelingt. In den 60er Jahren lag der lokale Anteil über 80%, aber ein Automobil kostete damals etwa drei Mal so viel wie in den USA oder Europa, während der Unterschied heute gering ist, gelegentlich nicht einmal besteht, so dass auch exportiert werden kann. Wären die Kfz-Preise wie vor 50 Jahren, dann würden wohl nur halb so viele Kfz verkauft werden, wie es jetzt der Fall ist. Die Kfz-Industrie ist global geworden, was auch durch den technologischen Fortschritt, der die Fabrikation eines Kfz komplexer gestaltet hat, bedingt ist. Der Leiter der Kfz-Gewerkschaft, Ricardo Pignanelli, meinte, die lokal erzeugten Kfz sollen 55% bis 60% an lokal erzeugten Teilen haben. Wie er auf diesen Prozentsatz kommt, und wie er sich dies vorstellt, sagte er nicht.
Der Verkauf von Automobilen, Kleinlastern und Lastwagen ist dieses Jahr stark zurückgegangen, einmal wegen der allgemeinen Rezession, und dann, weil letztes Jahr sehr viele (zu viele?) Kfz verkauft wurden. Der echte Bedarf ist ohnehin weitgehend gesättigt. Der Bestand von Kfz wird auf ca.10 Mio. Einheiten geschätzt, wobei es in Wirklichkeit weniger sind, weil viele überhaupt nicht oder kaum noch verwendet werden. Eine statistisch fundierte Zahl gibt es nicht. Bei einer Lebensdauer von 10 Jahren müsste die Nachfrage eine Million Einheiten pro Jahr betragen. Aber die Automobile u.a. Fahrzeuge sind gegenwärtig sehr gut, und werden auf alle Fälle 15 und mehr Jahre gefahren. Die weniger wohlhabende Bevölkerung profitiert davon, bei niedrigen Preisen für gebrauchte ältere Einheiten. Somit sind auch die 650.000 Kfz, die für dieses Jahr angepeilt werden, nicht schlecht.
Das zweite Problem besteht darin, dass die Fabriken von den Importgenehmigungen abhängen, die unregelmässig gewährt werden, so dass gelegentlich Teile fehlen. Die Fabriken arbeiten prinzipiell mit dem System „just in time“, was bedeutet, dass sie geringe Lagerbestände haben. Somit werden gelegentlich bestimmte Modelle von der Importhemmungen betroffen, und die Kunden müssen dann eben warten.
Wirtschaft
Shell seit 100 Jahren in Argentinien
Am 10. September 2014 feierte Shell Argentina, Filiale des britisch-niederländischen Erdölkonzerns Shell, einer der grössten der Welt, sein hundertjähriges Bestehen in Argentinien, wo es zu einem der bedeutendesten Unternehmen des Landes aufgestiegen ist. Shell verfügt über 623 Tankstellen und eine Raffinerie in Dock Sud (die 1931 in Betrieb genommen wurde), bei der Bundeshauptstadt, die erste im Land, die Technologie letzter Generation eingesetzt hat, um Abwässer, einschliesslich verschmutztes Regenwasser, und auch Gase zu behandeln. 2011 wurden die Raffinerien automatisiert, womit die Kapazität um 30% erhöht wurde.
Shell hat auch in Argentinien stets die modernste Technologie eingesetzt. 2014 wurde beim Schmieröl Shell Helix die neue Technologie PurePlus für synthetische Öle eingesetzt, auf der Grundlage von Öl, das aus Gas gewonnen wird.
Im Jahr 2012 hat sich Shell an der Forschung nicht konventioneller Erdöl- und Gasvorkommen (Schieferlager) in Neuquén beteiligt. Die Firma erhielt die Ausbeutungsrechte für die Blocks Aguila Mora, Sierras Blancas und Cruz de Lorena, und auch Beteiligungen an Blocks La Escalonada und Rincón de Ceniza. Shell war vorher nicht auf dem Gebiet des „Upstreams“ tätig. Eine Initiative in diesem Sinn, in den frühen Sechzigerjahren (unter Arturo Frondizi als Präsident) war erfolglos. 1973 wurde das Lager „Diadema“ verkauft, das 21 Mio. cbm Erdöl mit 676 Bohrungen erzeugt hatte. 1997 hat Shell auch den Vertrieb von verflüsstigem Gas (GLP) aufgenommen, das an vielen Tankstellen der Firma erhältlich ist.
Ebenfalls hat sich Shell intensiv mit der sozialen und kulturellen Problematik befasst. Seit 1991 organisiert die Firma in Gemeinschaft mit den Musikfesten von Buenos Aires alle zwei Jahre die jugendlichen Musikwettbewerbe. Seit 2003 hat das Unternehmen im Rahmen des Programmes „Creando vínculos“ zusammen mit sozialen Organisationen des Bezirkes Avellaneda, bei der Bundeshauptstadt, verrschiedene kulturelle Veranstaltungen durchgeführt. Ausserdem ist die Firma am Programm „desafío joven“ beteiligt, das vom Verband christlicher Unternehmensleiter (ACDE) organisiert wird, mit dem Zweck der Förderung des Unternehmergeistes junger Menschen, die bei einem Geschäftsplan geleitet werden.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 8,42, unverändert gegenüber der Vorwoche und um 29,04% über Ende Dezember 2013. Im Laufe dieses Jahres betrug die Abwertung 29%. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 28,40 Mrd. gegen u$s 28,50 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.09.14 bei $ 8,46, zum 30.12.14 bei $ 9,09 und zum 31.03.15 bei $ 9,74. Der Terminkurs per August 2015 enthält einen Jahreszinssatz von 35,58%. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten den Spitzenwert $ 14,25. Der Kurs für Überweisungen über staatliche Dollarbonds, die in Buenos Aires und New York gehandelt werden („contado con liqui“) schloss bei $ 13,45.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch ein Plus von 3,16% und lag 99,73 % über Ende 2013.
***
Par-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 0,56% und notierten mit 17,33% im Plus gegenüber Ende 2013. Discount-Bonds in Pesos lagen zur Vorwoche unverändert mit 25,95% im Plus gegenüber Ende 2013.
***
Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 224,20 (Vorwoche $ 227,05) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 320,29 (Vorwoche $ 324,35).
***
Die Deputiertenkammer verbschiedete am Mittwoch- abend, mit den Stimmen der Regierungspartei und wenigen mehr, das Gesetz über die Verlegung des Zahlungsortes der Amortisationsquoten und Zinsen der 2005 und 2010 umgeschuldeten Staatsbonds von New York auf Buenos Aires oder Paris. Der Wirtschaftler Guillermo Nielsen, der seinerzeit als Finanzsekretär die Umschuldung gestaltete, wies darauf hin, dass dieses Gesetz ein neuer grosser Fehler sei, besonders weil die Schaffung eines Treuhandfonds der Banco Nación die Gefahr mit sich bringe, dass diese Mittel bei eventueller Übertragung ins Ausland beschlagnahmt werden können, weil es sich um staaaliches Vermögen handelt. Diese Gefahr bestand bei der Hinterlegung bei der Bank of New York Mellon nicht, weil die Mittel, die auf die Bank übertragen werden, nicht mehr dem Staat gehören. Dieses Gesetz wird zum ersten Mal am 30. September bei fälligen Zinsen für 200 Mio. angewendet. Die Regierung will damit zeigen, dass sie den Willen hat, die Inhaber umgeschuldeter Staatsbonds weiter zu bedienen, aber ohne den Holdouts zu zahlen, die den Prozess bei Richter Griesa gewonnen haben.
***
Das Weltbankschiedsgericht ICSID („International Center for Settlement of Investment Disputes“, auf spanisch CIADI) hat den argentinischen Staat zur Zahlung einer Entschädigung von u$s 43 Mio. an die privaten Betreiber von „Obras Sanitarias de Mendoza“ verurteilt. Das Wasserversogungs- und entsorgungsunternehmen war in den 90er Jahren privatisiert und dann 2010 ohne Entschädigung rückverstaatlicht worden, was einen Bruch des Konzessionsvertages darstellte. Der Investor war Saur Intgernational, die jetzt u$s 39,99 Mio. erhält, zu den noch Gerichtskosten in Höhe von u$s 686.000 und Anwaltshonorare von u$s 1,5 Mio. kommen. Hier muss der Nationalstaat und nicht die Provinzverwaltung von Mendoza zahlen, die die Konzession aufgehoben hat, weil der Kläger sich in diesem Fall auf das Abkommen zum Schutz von Investitionen berief, das zwischen Argentinien und Frankreich abgeschlossen wurde.
***
Der Kauf von Dollar für Sparzwecke erreichte in den ersten vier Septembertagen u$s 146,9 Mio., mehr als in ganzen Monat Mai, und pro Tag drei Mal viel wie im August, als insgesamt u$s 260 Mio. gekauft wurden. In diesem Jahr sind es schon u$s 1,46 Mrd. Diese Käufe, die einer Genehmigung der AFIP bedürfen (und somit nur für eingetragene Steuerzahler zulässig sind, die den Kauf mit ihrem Einkommen rechtfertigen können) haben bei der bestehenden Devisenbewirtschaftung keinen Sinn, da der Käufer dann den Betrag auf dem Schwarzmarkt mit einem Gewinn von über 65% verkaufen kann. Eine strenge Kontrolle der Devisenverwendung, wie sie gegenwärtig besteht, erfordert einen legalen freien Finanzmarkt, auf dem diese Geschäfte abgewickelt werden. Obwohl dies innerhalb der Regierung im Gespräch steht, und angeblich Kicillof für die Legalisierung des Schwarzmarktes eintritt, ist CFK nicht davon überzeugt.
***
Die Getreidebörse von Rosario berichtet, dass Landwirte für dieses Jahr eine um 25% geringere Saatfläche für Weizen vorsehen als im Vorjahr, obwohl der Boden ausreichend Feuchtigkeit enthält, was beim Anbau einen Erfolg in Aussicht stellt. Der Anreiz zum Anbau von Weizen ist auch dieses Jahr gering, nachdem der Export weiter kontingentiert ist und somit Druck auf den Preis besteht. Die Weizenproduktion sollte unter normalen Umständen um gut 50% höher sein.
***
Der Geschäftsführer von Aerolineas Argentinas, Mariano Recaldo, erklärte, von den71 Flugzeugen, über die das Unternehmen verfüge, befänden sich 20 Embraer und zwei Boeing 737 im Besitz von AA; der Rest sei durch Leasing-Verträge gekauft worden, so dass der Besitz erst bei voller Zahlung der Raten auf AA übergeht. Bei Flügen nach Ländern, wo die Gefahr einer Beschlagnahme durch Geierfonds besteht, werden nur Leasing-Maschinen eingesetzt. Das hat dazu geführt, dass selbst Richter Griesa einen Antrag zur Beschlagnahme zurückwies.
***
Recalde wies ebenfalls darauf hin, dass die Belegschaft ab der Verstaatlichung um 10% gestiegen sei, aber die Zahl der Flugstunden um 88% zugenommen habe, so dass die Produktivität gestiegen sei. Er beklagte sich über die Haltung der sechs Gewerkschaften, die die verschiedenen Bereiche des Personals vertraten. Sie forderten jetzt ein Lohnerhöhung von 45%, obwohl sie schon mehr verdienen, als vergleichbare Arbeitsnehmer. Diese Erhöhung sei nicht tragbar, da das Unternehmen ohnehin mit Verlust tätig ist. Die Gewerkschaften verhielten sich auch sonst irrationell: z.B. seien Gepäckträger beim Stehlen des Gepäcks entdeckt und danach vor Gericht verklagt worden. Die Gewerkschaft widersetzte sich jedoch der Entlassung.
***
Der Anwalt des US-Invetmentfonds NML, der den Prozess gegen den argentinischen Staat gewonnen hat, Robert Cohen, warnte Dritte, die bei der Übertragung der Gerichtsbarkeit der argentnischen Staatsbonds (von New York auf Argentinien oder Frankreich) mitarbeiten, dass sie der Missachtung (desacato) eines US-Urteils beschuldigt werden können. Das würde zu einer Busse führen. Cohen erklärte, das jüngste Gesetz über die Änderung des Zahlungsortes sei eine offene Verletzung des Urteils von Richter Thomas Griesa, welches dies ausdrücklich verbietet.
***
Der Präsident der lokalen Shell, Juan José Aranguren, erklärte bei der letzten Fernsehsendung von Mariano Grondona, dass für die Ausbeutung des Schieferöllagers Vaca Muerta während 7 Jahren jährlich u$s 25 Mrd. investiert werden müssen. Das wären insgesamt u$s 175 Mrd., ein Betrag, der abschreckend hoch erscheint. Aranguren wies auf die Bedeutung der Rechtsordnung hin, da in diesem Fall die Amortisation über 30 Jahre beansprucht. Nachdem Argentinien die Rechtsordnung unter den Kirchners und gelegentlich auch früher, missachtet hat, mit einseitiger Ausserkraftsetzung von Konzessionsverträgen u.dgl., ist es schwer für eine argentinische Regierung, die Achtung eines Vertrages für über drei Jahrzehnte zu garantieren.
***
Im August lag der Umsatz des Einzelhandels mengenmäsig um 9,3% unter dem gleichen Vorjahresmonat, gab der Verband CAME auf Grund einer Erhebung unter seinen Mitgliedern bekannt. Die ersten 8 Monate 2014 lagen somit um 7,6% unter dem Vorjahr. Die grössten August-Rückgänge ergaben sich bei Immobilienmaklern (-14,1%), Kfz-Reifen (-16,3%) und elektrischen Haushaltsgeräten (-16,3%).
***
Im Verlauf des ersten Halbjahres sind die Leasingverträge um 29% gegenüber dem gleichen Vorjahreszeitraum auf einem Gesamtwert von $ 11,43 Mrd. angestiegen. Der Betrag liegt damit höher als die Hypotheken- oder Pfandkredite, berichtet der Argentinische Leasingverband.
***
Verbraucher nutzten im Juli verstärkt ihre Kreditkarten um Benzin zu bezahlen, aber weniger für Bekleidungseinkäufe. Die Kreditkartenzahlungen stiegen im Juli um 28% gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat. Am meisten wurde dieses Zahlungsmittel zur Begleichung von Dienstleistungen (23%) verwendet, gefolgt von Bekleidung (14%), Supermärkten (14%) Haushaltartikeln (9%), Fluggesellschaften (6%), Benzin (5%) und andere (28%). Gegenüber dem Vorjahresmonat stiegen die Zahlungen für Fluglinien am meisten (+65%). Der Kreditkartenmarkt wächst aktuell viel langsamer, einerseits weil die Verbraucher vorsichtiger mit dessen Einsatz geworden sind, und andereseits weil der Markt bereits übersättigt von Kreditkarten ist.
***
In 8 Monaten 2014 hat die Regierung schon 83% ihres Propagandabudgets ausgegeben. Ursprünglich sollen es $ 958 Mio. sein; doch dann wurde der Betrag durch Beschluss des Kabinettschefs um $ 310 Mio. erhöht, so dass es $ 1,27 Mrd. sind, von denen schon $ 1,05 Mrd. effektiv ausgegebn wurden. Beim Programm „Fussball für alle“ ist es ähnlich: im Haushaltsgesetz für 2014 waren $ 1,41 Mrd. vorgesehen, zu denen dann $ 37 Mio. addiert wurden. Vom Gesamtbetrag wurden schon 83% ausgegeben. In diesen Zahlen sind die Ausgaben für Werbung und Pressemitteilungen der ANSeS u.a. Ämter und Staatsunternehmen (wie YPF) nicht eingeschlossen. Die staatliche Propaganda geht vornehmlich an Medien, die befreundeten Unternehmen gehören und keine Kritik an der Regierung üben. Es handelt sich um Finanzierung von Regierungspropaganda, die einen rein politischen Zweck verfolgt. Sowohl hier wie beim Fussballprogramm könnte gewiss viel Geld gespart werden, mit einem rationelleren Einsatz der Mittel.
***
Im August wurden 39.782 Motorräder amtlich dem Verkehr zugelassen, 4% mehr als im Juli, aber 30% weniger als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband Mottos.
***
Eine Dampfturbine und ein Stromerzeuger mit einer Leistung von170 MW aus dem Hause Siemens sind aus Deutschland am Hafen von Ingeniero White, bei Bahía Blanca angetroffen. Eine zweite Turbine soll in den kommeden Monaten ebenfalls aus der Bundesrepublik antreffen. Die Maschinen sind für das Wärmekraftwerk Guillermo Brown vorgesehen.
***
Argentinien sollte nicht vom europäischem Lebensmittelembargo der EU gegen Russland ein Profit ziehen, sowie Abstand von verstärkten Lebensmittelverkäufe nach Russland nehmen. In einem am argentinischen Botschafter vor der EU adressierten Brief, Hernán Lorenzino, warnt die EU davor, dass eine Zunahme der Lebensmittelverkäufe an Moskau als einen „feindseligen“ Akt gegenüber der EU angesehen wird. Der Brief nennt zwar keine konkreten Sanktionen, aber diplomatische Kreisen erwägen die Möglichkeit, dass die EU den Import bestimmter argentinischer Produkte behindern könnte.
***
Letzte Woche trafen die ersten 30 Eisenbahnwaggons für Passagiere für die Mitre-Bahn ein, die in China für u$s 228 Mio. gekauft wurden. Minister Randazzo erklärte, bis Ende des Jahres würden sämliche Waggons der Strecke Retiro-Tigre erneuert. Im Feburar soll dann auch die Erneuerung der Waggons der Strecken Retiro, Mitre und José Leon Suarzez vollendet werden. Bei der Sarmiento-Strecke sind schon sämtliche chinesiesche Waggons eingesetzt worden. Für die Mitre Bahn seien 30 Züge von je 6 Waggons gekauft worden, womit die Zahl der bestehenden Züge (die durchschnittlich 50 Jahre alt sind) verdoppelt wird.
***
Der Index der Konsumentenpreise, den die Stadtverwaltung von Buenos berechnet, weist im August eine Zunahme von 2,3%, in 12 Monaten eine von 40,1% und in 8 Monaten 2014 eine von 28,2% aus.
***
Die ZB hat bei ihrer Wechselausschreibung vom Dienstag Offerten fürt $ 17,78 Mrd. erhalten und $ 14,96 Mrd. zugeteilt. Da in der Woche bestehende Wechsel für $ 8,36 Mrd. amortisiert wurden, verlieb eine Nettoaufnahme flüssiger Mittel von $ 6,6 Mrd. In diesem Jahr hat die ZB schon netto $ 86,2 Mrd. aufgenommen. Die ZB neutralisiert auf diese Weise zum Teil die Mittel, die sie dem Schatzamt übergibt, für Deckung des Defizites und als Gegenpartie für die Zahlung von Dollarschulden. Doch dabei zahlt die ZB viel höhere Zinsen, als sie dem Staat berechnet, so dass hier ein Verlust entsteht. Die ZB zahlte für Lebac auf 98 bis 119 Tage 26,86%, bzw. 27,71%, und für längere Fristen mehr, bis zu 29,14% bei 364 Tagen. Bei Dollarwechseln erhielt die ZB Angebote für u$s 78 Mrd., die alle angenommen wurden.
***
Im August ging der Verkauf von Baumaterialien erneut zurück; dieses Mal um 16% unter dem gleichen Vorjahresmonat, ergibt der private Bauindex Construya, der auf der Grundlage der Lieferungen von Baumatgerialien von Seiten der wichtigsten Unternehmen aufgestellt wird. Trotzdem sei eine leichte Besserung gegenüber dem Vormonat von 1,6% festgestellt worden. In 8 Monaten 2014 kummulliert der Index bei der Bauwirtschaft einen Rückgang von 4,4%.
***
54% der Schulden der Provinzstaaten lauten entweder auf Dollar oder passen sich dem jeweiligen Kurs der US-Währung an. Jeder einzelne Abwertungsprozentsatz entspricht einer Zunahme der gsamten provnziellen Schulden von $ 1 Mrd., berichtet das Beratungsbüro Economía & Regiones. Weiter heisst es, dass die Provinzen eine Gesamtschuld i.H. von $ 185.5 Mrd. zum 30. Juni 2014 aufweisen. $ 100,5 Mrd. davon sind in Fremdwährungen oder Bindung an diese auf Bonds der öffentlichen nominiert.
***
Wie die Wirtschaftsforschungsabteilung der „Universidad Argentina de la Empresa“ (UADE) berechnete, liegt der Durchschnittspreis einer Neuwohnung zum Juni bei u$s 2485 pro qm. Das Ergebnis basiert auf Umfragen in verschiedenen Stadtvierteln, und stellt eine Erhöhung um 2,6% gegenüber der letzten Studie im vergangenen April fest. Recoleta, Palermo, Belgrano und Nuñez sind die Stadtviertel mit den höchsten Werten.
***
In der Provinz Formosa schreiten die Vorbereitungen zur Errichtung eines Wissenschafts und Technologiepols voran, der für die Behandlung von Uran bestimmt sein soll, nachdem die Studien über Umweltauswirkungen genehmigt wurden. Der Komplex soll 16 km von der Provinzhauptstadt entfernt, und auf einer Fläche von 500 ha errichtet werden. Es wurde nicht bekanntgegeben, um was sich konkret handelt, da die argentinischen Kernkraftwerke natürliches Uran verwenden, das nicht vorher behandelt werden muss, und nicht angereichertes, wie es international üblich ist. Ebenfalls wurde nicht mitgeteilt, wie hoch der hier zu investierende Betrag sein soll, und wie dies finanziert wird, wobei der Staat ohnehin keine Möglichkeit hat, Mittel bereitzustellen.
***
Wie der Verband der Notare der Stadt Buenos Aires berichtet, gingen im Juli die An- und Verkäufe von Immobilien genenüber dem gleichen Vorjahresmonat um 0,2% zurück. Insgesamt seien in der Bundeshauptstadt 3113 Immobilienübertragungen über insgesamt $ 2,67 Mrd. durchgeführt worden, ein Rückgang um 1,3% gegenüber dem Vormonat.
***
Unternehmen dürfen jetzt nur noch u$s 150.000 für die Zahlung der einzelnen Importgeschäfte ins Ausland überweisen. Die Zentralbank hat am Dienstag unerwartet die Obergrenze von u$s 300.000 halbiert. Bei höheren Beträgen ist in jedem Fall eine vorherige Genehmigung der ZB notwendig.
***
Das Direktorium der Weltbank änderte letzte Woche seine Haltung gegenüber Argentinien, so das jetzt die Möglichkeit besteht, Kredite zwischen u$s 4 Mrd. und u$s 4,8 Mrd. für den Zeitraum 2015-2018 zu gewähren. Die Projekte sollen grundsätzlich der Armutsbekämpfung dienen. Fast drei Jahre lang hatte die Weltbank sämtliche Finanzierungen an Argentinien ausgeschlossen. Jetzt erhielt das Land grünes Licht, nachdem eine Vereinbarung über die Altschulden mit dem Pariser Klub vereinbart uund Zahlungen an zwei Gäubiger erfolgten, die Prozesse beim ICSID-Schiedsgericht gewonnen hatten. Abzuwarten bleibt dennoch die Haltung der USA, die voraussichtlich hart bleiben wird, solange Argentinien sich weigert, das Griesa-Urteil zu erfüllen und in den Defaultzustand geraten ist. Bis 2018 sollen jährlich 1 bis 1,2 Mrd. für Programme, insbesondere für Programme im Zusammenhang mit Bereichen der Landbevölkerung, genehmigt werden. Die Projekte sollen um drei Felder kreisen: die Arbeitsbeschaffung in landwirtschaftlichen Betrieben, Umweltprogramme und Armutbekämpfung.
***
Seit Mittwoch sind Medikamente um 5% teurer geworden. Diese Zunahme ist jedoch laut Unternehmer in der Pharmaindustrie nicht ausreichend, um die Kostenzunahme auszugleichen, die seit der vorangehenden Erhöhung eingetreten ist.
***
Der Gouverneur von Buenos Aires, Daniel Scioli berichtete, dass fast die Hälfte seiner Provinz überschwemmt sei. 54 von insgesamt 111 Gemeinden sind überschwemmt. Landwirtschaftsverbände schätzten ihrerseits, dass 30% bis 40% von 14 Mio. ha unter Wasser seien, von insgesamt 28,5 Mio. ha, die in der Provinz für Anbau für Getreide und Ölsaat, sowie Rinderzucht und Milchwirtschaft eingesetzt werden. Die Banco Provincia und die Steuerbehörde ARBA werden Dringlichkeitshilfen zur Verfügung stellen, in Form von Krediten, bzw. Stundung von Steuerzahlungen. Betroffene Landwirte erhalten eine um 90 Tage verlängerte Frist, um ihre provinziellen Fälligkeiten auszugleichen. Die Gemeinden bekommen Soforthilfen i.H. von insgesamt $ 38 Mio. um überschwemmte Wege zu sanieren. Die Regenfälle der letzten Wochen lagen dieses Jahr 70% bis 80% über dem historischen Durchschnitt.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
In Brasilien lag der Verkauf von Kfz im August um 17,2% unter dem gleichen Vorjahresmonat, und die Produktion verzeichnet einen Rückgang von 22,4%, teilt der Verband Anfavea mit. In 8 Monaten 2014 betrug die Abnahme der Produktion gegenüber dem Vorjahr 18%. Die schwache Konjunktur in Brasilien überträgt sich auch auf Argentinien, mit geringeren Kfz-Exporten nach jenem Land.
***
Die brasilianische Zuckerproduktion geht dieses Jahr wegen Dürre stark zurück. Im Zentrum und Süden des Landes, der wichtigsten Produktionsgegend, wird mit einer Produktion von 545,9 Mio. Tonnen Zuckerrohr gerechnet, gegen 597,1 Mio. im Vorjahr, teilt der Verband Unica mit. Seit 2009 haben in Brasilien 44 Zuckerfabriken aufgegeben, so dass dieses Jahr 377 tätig sind. Brasilien ist der grösste Zuckerproduktion der Welt, mit einem Anteil von 40% an den weltweiten Zuckerexporten, und die Verringerung der Produktion trägt dazu bei, das Überangebot der letzten Jahre zu überwinden.
***
In Venezuela lag der Kfz-Verkauf in acht Monaten 2014 mit 11.502 Einheiten um 86% unter der gleichen Vorjahresperiode, berichtet die Kammmer der Branche. In dieser Periode wurden nur 81 importierte Kfz verkauft, gegen 23.811 im Vorjahr.
***
Der Präsident von Uruguay, José Mujica, hat am Dienstag die zweite grosse Zellstoffabrik in Uruguay eingeweiht. Es handelt sich um eine gemeinsame Investition von u$s 2,27 Mrd. der Firmen Arauco (Chile) und Stora Enzo (Finnland) in der Nähe von Colonia, am Rio de la Plata. Hinzu kommen noch u$s 230 Mio. für den Hafen. In diesem Fall hat sich die argentinische Regierung einverstanden erklärt, dass ihre Genehmigung nicht notwendig sei. Uruguay steigt somit zu einem weltweit grossen Zellstoffproduzenten auf, mit einer Kapazität die die sämtlicher argentinischer Zellstoffabriken mehr als verzehnfacht. Uruguay wird dabei auch Holz aus Argentinien importieren müssen, besonders aus dem Delta von Entre Rios, das schräg gegenüber der neuen Fabrik liegt.
***
Chinas Exporte von gewalzten Stahlprodukten nach Lateinamerika nahmen zwischen Januar und Juli 2014 innerjährlich um 60% zu, berichtet der Lateinamerikanische Stahlverband Alacero. Die Ausfuhren nach Argentinien haben sich mit 126% weit mehr als verdoppelt, was der lokalen Stahlindustrie Sorgen bereitet. China kann jetzt in Argentinien mit anderen Lieferanten besser konkurrieren, da die Lieferungen im Rahmen des neuen Swap-Abkommens finanziert werden.
***
Die Preise in dem von einer schweren Wirtschaftskrise betroffenen Venezuela sind in den vergangenen zwölf Monaten um 63,4% gestiegen. Allein zwischen Januar und August 2014 kletterte die Inflationsrate auf 39%, wie die venezolanische Zentralbank mitteilte. Das war die höchste Preissteigerung in den ersten acht Monaten eines Jahres seit 1997.
***
Das Telekommunikationsunternehmen America Móvil des Mexikaners Carlos Slim erwägt, gemeinsam mit der brasilianischen Oi, ein Angebot für TIM Participacoes, die brasilianische Filiale der Telecom Italia, abzugeben.
***
Geschäftsnachrichten
TGN
Transportadora Gas del Norte, die die Gasfernleitung von Jujuy nach der Bundeshauptstadt betreibt, und vom Techint-Konzern kontrolliert wird, hat jetzt auch den Investmentfond Blue Ridge als Investor verloren. Im Juli war bereits der französische Erdölkonzern Total ausgestiegen, dessen indirekter Aktienanteil bei 15,35% lag. Blue Ridge war im Besitz von 24% der Aktien, die jetzt an die US-Firma Southern Cone Energy Holding für u$s 26 Mio. verkauft wurden.
IRSA
Dieses Immobilienunternehmen, das der Familie Elsztain gehört und die meisten Shopping Centers in Argentinein besitzt, verkaufte ein eigenes Gebäude in New York, gelegen auf 183 Madison Ave. für u$s 185 Mio.
Banco Santander
Diese Bank verlegt ihre Zentrale nach Palermo. Auf der Strasse Martin Coronado Ecke Jerónimo Salguero kaufte die Bank ein Grundstück, auf dem im Verlauf der kommenden zwei Jahre die neue Zentrale, verteilt auf zwei Hochhäuser, gebaut werden soll.
Montblanc
Diese Firma, die durch ihre Luxusmarken für Füllfederhalter u.dgl. bekannt ist, hat ihre Lokale auf der Strasse Alvear und in Unicenter geschlossen, dabei 25 Angestellte entlassen, und die Vertretung an Simonetta Orsini übergeben. Der Grund für die Entscheidung lag in den Importschwierigkeiten. Aus analogen Motiven hatten vorher schon Polo Ralph Lauren, Cartier, Kenzo u.a. Luxusmarken ihre direkte Vertretung in Argentinien aufgegeben.
Corporación América
Diese Firma, kontrolliert vom argentinischen Unternehmer Eduardo Eurnekian, hat mit der russischen Rosatom Overseas, der internationale Ableger von Rosatom, eine Absichtserklärung über eine strategische Allianz für die Entwicklung von Kernenergieprojekten in Argentinien unterzeichnet. Vorgesehen ist der Bau einer gemeinsamen Atomanlage, ein Technologieanlage und einer weiteren Anlage für Nuklearmedizin.
Agco
Dieses US-Unternehmen, das weltweit Traktoren u.a. Maschinen für die Landwirtschaft erzeugt, weihte eine Produktionslinie von Motoren für landwirtschaftliche Maschinen, mit einer Kapazität von jährlich 5000 Motoren, ein, die eine Investition von u$s 3 Mio. darstellt. Agco hat Gesamtinvestionen in Argentinien über u$s 140 Mio. vorgesehen. In diesem Rahmen ist ebenfalls der Ausbau des Industriewerks in General Rodriguez vorgesehen, welches bis 2015 fertiggestellt werden soll.
Bayer
Dieses bedeutende deutsche Pharmaunternehmen hat den Verkauf seiner ehemaligen Zentrale im Stadtteil Belgrano auf der Strasse Monroe an einer Investorengruppe abgeschlossen. Das Immobilienunternehmen TGLT, angeführt von Federico Weil, zahlt dafür u$s 12,6 Mio. Vorgesehen ist ein Umbau des Gebäudes für Büros.
Universidad de Belgrano
Diese Universität feierte am 11. September ihr fünfzigjähriges Bestehen. Gegründet wurde die Hochschule von Dr. Avelino Porto als erste private Hochschule, die weder von einer Religionsgemeinschaft noch einem Unternehmensverband getragen wird. Die UB hat 142 Kooperationsabkommen mit Universitäten weltweit, und über 3000 Studenten. Sie zählt zu den 12 Hochschulen, an der die US-Studenten ihr Auslandsstudium am liebsten durchführen.
Volkswagen
VW hat letzte Woche ein Programm über Export von Getrieben nach China eingeleitet, und dabei die vorgesehene Stilllegung, mit zeitlich begrenzten Entlassungen für die halbe Belegschaft von insgesamt 1.800 Arbeitnehmern, aufgehoben. Zunächst sollen es 90.000 Getriebe MW 200 sein, von denen 50.000 noch in diesem Jahr exportiert werden. Das Getriebewerk von VW in Córdoba wurde in den 90er Jahren unter Präsident Menem errichtet, wobei sich der damalige Gouverneur José Manuel de la Sota besonders um dies bemüht hatte.
Wirtschaftsübersicht
Wenn die ZB-Reserven zu Ende gehen
Wirtschaftsminister Axel Kicillof und seine Mannschaft, und auch ZB-Präsident Juan Carlos Fábrega und die seine, sind verzweifelt über die Gefahr eines bevorstehenden Reservenschwundes, nachdem sie das Phänomen besser kennen als wir, weil sie über Zahlen verfügen, die uns vorenthalten werden. Wenn die ZB-Reserven zu Ende gehen, dann ist es aus: dann tritt der totale Default ein, weil auch die Amortisation und die Zinsen der umgeschuldeten Staatspapiere nicht gezahlt werden können, und dann kann es jederzeit zu einer Kursexplosion kommen, die die ganze Wirtschaft über den Haufen wirft. Die Tatsache, dass die ZB das hohe Staatsdefizit finanzieren muss, was bis Jahresende Zuwendungen in Höhe von $ 130 bis $ 180 Mrd. darstellt, macht den Fall noch kritischer, weil dies zu einer monetären Expansion führt, die auch eine erhöhte Devisennachfrage mit sich bringt, sowohl auf dem offiziellen wie auf dem freien Markt. Solange es nicht gelingt, der Ungewissheit über die ZB-Reserven mit einer konkreten glaubhaften Strategie zu begegnen, steht die Wirtschaft ohnehin im Zeichen der Paralyse.
Die argentinische Wirtschaftswelt ist nervös, und das kommt u.a. im hohen Schwarzkurs zum Ausdruck, von über $ 14 je Dollar, gelegentlich bis zu 70% über dem offiziellen Kurs, was anormal ist. Der Regierung ist am Freitag der Vorwoche nichts besseres eingefallen, als eine Haussuchung durch die Gendarmerie bei einer Reihe von Wechselstuben durchzuführen. Das mag die Geschäfte zeitweilig stören, verhindert sie jedoch nicht, und treibt den Kurs noch mehr in die Höhe. Ohnehin werden diese Transaktionen in anderen Büros vollzogen, die formell keine Beziehung zu den offiziell zugelassenen Wechselstuben haben.
Reserven und Zahlungsbilanz
Die ZB-Reserven werden mit u$s 28 Mrd. ausgewiesen. ZB-Präsident Fábrega will sie zumindest zum Jahresende auf diesem Niveau halten, doch private Analysten tippen auf ca. u$s 24 Mrd. Davon sind nur etwa u$s 10 Mrd. verfügbar. Von den Reserven muss man zunächst den Betrag abziehen, der auf Zwangsreserven von Dollardepositen bei lokalen Banken entfällt, den die ZB stets bereit halten muss, um einen Abzug dieser Depositen bedienen zu können. Hinzu kommen dann noch Kredite, die nicht eingesetzt werden können. Sie werden im Finanzjargon als „window dressing“ (Schaufensterausstattung) bezeichnet, was im Wesen eine Vortäuschung falscher Tatsachen ist, also eine milde Form des Betruges. Es handelt sich um Kredite der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (Basel), der Bank von Frankreich und eventuell noch anderer.
Der Internationale Währungsfonds erteilt in Krisensituationen wie der argentinischen Darlehen im Rahmen eines „standby-Abkommens“, bei dem sich die Regierung verpflichtet, Massnahmen zu ergreifen, die zur Überwindung des Ungleichgewichtes der Zahlungsbilanz beitragen. Allein die Präsenz des IWF führt dazu, dass das Problem in seiner Intensität abnimmt, weil die Privatwirtschaft dann anders handelt. Doch diese einfache Lösung ist bei dieser Regierung prinzipiell ausgeschlossen.
Der Staat, einschliesslich Provinzen, muss noch in diesem Jahr für Amortisation und Zinsen seiner Schulden u$s 1,9 Mrd. aufwenden. 2015 steigt die Rechnung auf u$s 14,1 Mrd., so dass es bis Ende der Regierungsperiode von CFK u$s 16 Mrd. sind. Hinzu kommen dann noch finanzielle Verpflichtungen des Privatsektors von u$s 2,9 Mrd. bis Ende Jahr und u$s 4,4 Mrd. im nächsten. Es handelt sich hier um Schulden, die mit dem Aussenhandel zusammenhängen: Kredite für Finanzierung von Importen und Vorschüsse auf Exporte. Insgesamt gelangt man somit auf über u$s 20 Mrd., womit die verfügbaren Reserven voll aufgebraucht wären und noch ein Defizit bestünde.
Hinzu kommt noch, dass die Zahlungsbilanz defizitär geworden ist. Die Handelsbilanz weist dieses Jahr einen Überschuss auf, der auf u$s 6 Mrd. geschätzt wird, gegen u$s 10,5 Mrd. 2013 und 11,50 Mrd. 2012. Nächstes Jahr wird der Saldo wegen niedriger Weltmarktpreise für die argentinischen Exportcommodities, an erster Stelle Sojabohne, und eventuell auch wegen einer geringeren Ernte, voraussichtlich niedriger sein. Die Dienstleistungsbilanz weist jedoch ein Defizit auf, das höher als der Überschuss der Handelsbilanz ist. Der hohe Schwarzkurs führt auch dazu, dass mehr Geschäfte auf diesen Markt verlagert werden, wie Ausgaben von Auslandstouristen und Softwareexporte, wobei dies ebenfalls die Überfakturierung bei Importen und die Unterfakturierung bei Exporten anregt. Ohnehin war die Leistungsbilanz (Waren und Dienstleistungen) schon 2013 um u$s 4,33 Mrd. negativ, wobei noch ein negativer Saldo der Kapital- und Kreditbilanz von u$s 5,87 Mrd. hinzukam. Die Kapitalbilanz ist 2014 negativ, weil bestehende Schulden gezahlt werden, aber keine neuen Auslandskredite ausgezahlt werden und auch kaum Auslandsinvestitionen kommen.
Fábrega, der all dies besser weiss als wir, weil die Zahlungsbilanz schliesslich das Hauptthema ist, mit dem sich die Fachleute der Bank und auch die Direktoren befassen, begegnet dem Problem mit einer strengen Verwaltung der Zahlungen. Überweisungen von Gewinnen und Dividenden, auch von Gebühren verschiedener Art, werden nicht genehmigt (was Auslandsinvestitionen prinzipiell abschreckt), und die Importgenehmigungen werden beschränkt. Auch wurde in der Vorwoche den Banken angeordnet, einen weiteren Teil ihrer Dollarguthaben zu veräussern. In diesem Zusammenhang fällt auf, dass weiter Dollarkäufe für Sparzwecke gestattet werden, die schon u$s 1,4 Mrd. ausmachen. Die Rezession, in die die Wirtschaft geraten ist, führt auch zu einer geringeren Nachfrage von Importgütern und trägt zum Ausgleich bei, der dennoch unter den bestehenden Umständen kaum möglich ist. Auch die starke Erhöhung der Brennstoffpreise, weit über die interne Inflation, hat den Konsum verringert und zu einer Abnahme der Erdölimporte geführt, gegenüber dem Vorjahr von 16% im Mai, 8,83% im Juni und 9,6% im Juli.
Chinesische Phantasien
Die Wirtschaftsmannschaft hat jetzt eine verzweifelte Suche nach flüssigen Mitteln für die ZB eingeleitet. Kicillof war in China, wo er sich bemühte, zu erreichen, dass ein Teil eines Swapgeschäftes von u$s 11 Mrd., das mit der chinesischen Regierung unlängst vereinbart wurde, als effektive ZB-Reserve einsetzen zu können. Der Text des Abkommens wurde nicht bekanntgegeben, und die Regierung hat nur oberflächlich und unvollständig darüber berichtet. Grundsätzlich handelt es sich beim Swap um einen Austausch der Währungen, der Peso und der Yuan, was in der Praxis erlauben soll, dass Ungleichgewichte des bilateralen Handels bis zum genannten Betrag finanziert werden. Da Argentinien im bilateralen Handel mit China ein Defizit ausweist, es handelt sich somit nicht um echte ZB-Reserven, die auf dem Markt verkauft werden können, wenn es notwendig ist. Im Grunde ist es nur eine Erleichterung für chinesische Lieferungen nach Argentinien.
Nach dem Minister reiste auch der Staatssekretär für Finanzen, Pablo López, nach einem Abstecher in New York nach China, um weiter über diesen Swap zu verhandeln. Was López in den USA getan hat, weiss man nicht, nachdem der Konflikt mit den Holdouts, besonders den grossen Investmentfonds, die den Prozess gewonnen haben, weiter besteht, und der von Richter Griesa ernannte Vermittler Dan Pollack nicht vom Fleck gekommen ist. Die Fonds NML Capital (vom Konzen Elliot, kontrolliert von Paul Singer) u.a. schreiten inzwischen weiter in ihren Bemühungen voran, argentinisches Staatsvermögen im Ausland zu beschlagnahmen. Jetzt versuchen sie auch einen anderen Weg, nämlich die Aufdeckung von Korruptionsgeldern, die direkt auf CFK zielen. In diesem Sinn schreiten sie im Staat Nevada mit einer Klage vor Gericht voran, wo Lázaro Báez, ein notorischer Kirchner-Strohmann, Gesellschaften eingetragen hat. Das Argument ist, dass es sich um Geld handelt, das dem Staat entwendet wurde (was stimmt), so dass es immer noch dem Staat gehört, da ein Diebstahl kein Eingentumsrecht schafft. Dabei ist auch das Thema einer Luxuswohnung in der 5th Avenue von New York aufgetaucht, die angeblich Florencia Kirchner, der Tochter von CFK, gehört. Vor einigen Jahren hat ein Fonds schon diese Strategie bei einer unbezahlten Schuld vom Congo angewendet: es wurden Zahlen über hohe persönliche Ausgaben im Ausland des Präsidenten und von Kabinettsmitgliedern veröffentlicht, was für diese so peinlich war, dass der Präsident schliesslich die Zahlung der Schuld verfügte.
Planungsminister De Vido war auch in China. Er hat einmal versucht, den Kredit für die grossen Wasserkraftwerke in Santa Cruz locker zu machen, was ihm jedoch nicht gelungen ist. Da mit diesem Kredit auch interne Ausgaben finanziert werden, fliessen zunächst Devisen ins Land, was jetzt besonders gelegen käme. Dann hat er ein Abkommen über den Bau eines Kernkraftwerkes abgeschlossen, das China zu 85% finanzieren soll. Das hat jedoch unmittelbar keine Bedeutung, da der Betrag auf alle Fälle erst ausgezahlt würde, wenn das Projekt in allen Einzelheiten fertig ist, und das beansprucht mindestens ein Jahr. Von den chinesischen Krediten werden vorläufig nur diejenigen effektiv gewährt, die für die Finanzierung von Eisenbahnmaterial (vornehmlich Waggons und Schienen) gewährt werden. Doch diese Kredite wirken sich nicht auf die Zahlungsbilanz aus, da damit nur ein grosser Teil der Importe dieses Materials aus China ausgeglichen wird. China hat sich auf dem Gebiet der Eisenbahnen, wo ein sehr grosser Erneuerungsbedarf besteht, eine Stellung als Lieferant geschaffen, die ihr langfristig einen Vorteil vor Konkurrenten gibt. Diese Strategie dürfte China nicht aufgeben, auch wenn sich die chinesischen Banker bewusst sind, dass es gelegentlich bei der Rückzahlung der Kredite Schwierigkeiten geben kann.
Schliesslich ist auch Fábrega nach Basel gereist, um an einer Konferenz der Bank für Internationalen Zahlungausgleich teilzunehmen. Man kann davon ausgehen, dass er dabei auch mit den Behörden der Bank gesprochen hat, um die Genehmigung der Bank zu erhalten, den bestehenden Kredit, und eventuell auch einen weiteren, effektiv einzusetzen. Ob er dabei erfolgreich war, wurde nicht bekannt. Beiläufig traf er sich dort auch mit dem Präsidenten der chinesischen Volksbank, Zhou Xiaochuan, mit dem er das Swap-Geschäft besprach und angeblich dabei erreicht hat, dass ein Betrag von u$s 700 Mio. bis Ende des Jahres zur Verfügung gestellt wird, was bedeutet, dass er zu den Reserven addiert und effektiv eingesetzt werden kann. Der Betrag ist jedoch gering, und deckt nur einen Bruchteil des Fehlbetrages, der bis Ende 2015 zu erwarten ist. Wobei auch nicht sicher ist, ob die chinesische Bank schliesslich effektiv zugestimmt hat. Denn die Chinesen lächeln freundlich und sagen ja, aber das ist nur eine Höflichkeitsgeste. Man solle nicht vergessen, dass beim Kredit für die Wasserkraftwerke ausdrücklich bestimmt wurde, dass er nur ausgezahlt wird, wenn sich Argentinien nicht im Defaultstand befindet und normale Beziehungen zum IWF unterhält, was beides nicht der Fall ist. Die chinesische staatliche Ratingagentur hat Argentinen schon vor einem Monat im Defaultzustand eingestuft. Man sollte annehmen, dass die gleiche Regel auch für das Swap-Geschäft gilt. Fábrega reiste dann von der Schweiz nach China, um weiter über den Swap zu verhandeln. Offensichtlich konnten weder Kicillof noch López eine Entscheidung der chinesischen Regierung erreichen.
All diese Bemühungen, um die bevorstehende Zahlungsbilanzkrise zu vermeiden, bedürften an erster Stelle eine politische Entscheidung der Regierungen der USA, und auch von Deutschland, Grossbritannien und Frankreich, wohl auch von der EU gesamthaft, und auch von China, deren Regierung mit der grossen Welt mitmacht. Doch diese Beziehungen sind gestört, und die argentinische Regierung tut nichts, um sie zu normalisieren. Im Grunde wäre eine volle Rückkehr zum Internationalen Währungsfonds, mit Genehmigung der Routineprüfung der argentinischen Staatsfinanzen, die Voraussetzung für alles andere. Doch dabei würde die Präsidentin sich selbst aufgeben.
Ein internationales Konkursrecht?
Was die Regierung jetzt versucht, nämlich die Initiative der Schaffung eines Konkursrechtes für Staaten, hat überhaupt keine Wirkung. Am Dienstag hat die Generalversammlung der Vereinten Nationen mit überwältigender Mehrheit die Initiative Argentiniens angenommen, die von der G-77 plus China unterstützt wurde, um eine neue weltweite Rahmenordnung für Umschuldung von Staatsschulden auszuarbeiten, und am 24. September wird CFK das Thema in ihrer Rede vor der Versammlung vorbringen. Indessen handelt es sich um eine komplexe Problematik, bei der eine Entscheidung, sofern sie überhaupt positiv ausfällt, einige Jahre dauert. Und dann müsste dies von den Parlamenten der einzelnen Staaten angenommen werden, was auch nicht immer einfach wäre.
Anne Krueger, Vizepräsidentin des IWF in Vertretung der USA in den 90er Jahren, war mit einer Initiative in diesem Sinn nicht erfolgreich, obwohl sie gewiss mehr Gewicht bei den Entscheidungen hatte als jetzt CFK. Bei einer Konkursregelung für Staaten, die analog zur privaten wäre, müssten Minderheiten unter einem gewissen Prozensatz (ca. 25% der Gesamtschuld), die den Vorschlag nicht angenommen haben, sich doch anzuschliessen, zu gleichen Bedingungen wie die anderen. Dabei wird allgemein befürchtet, dass dann hochverschuldete Staaten, wie Griechenland, Italien, Spanien, Portugal u.a., sofort in Konkurs geraten, weil keine Bank ihnen mehr leiht. Es müsste somit zunächst Ausnahmen geben. Langfristig hat ein Konkursrecht von Staaten die positive Folge, dass die Staaten sich nicht mehr leichtfertig verschulden können, weil keine Bank und auch sonst niemand ihnen leiht, wenn ihre Schuld als gefährlich hoch betrachtet wird.
Alle Fälle wäre dieses Konkursrecht für Staaten nicht rückwirkend. Argentinien hätte sich vor der Umschuldung von 2005 um dieses Thema bemühen, und dann bei der Umschuldung einen Passus in diesem Sinn in das Vertragswerk einfügen sollen. Ohnehin hätte 2005 bei der Umschuldung bestimmt werden können, dass das Konkursrecht der USA angewendet wird. Doch das wurde unterlassen. Wie üblich, hat die Kirchner-Regierung auch diese Gelegenheit verpasst.
Wirtschaftsübersicht
Städtischer Personentransport und Politik
Die Menschen, die im Raum von Gross Buenos Aires wohnen und sich täglich zur Arbeit begeben, reisen durchschnittlich ca. 2 Stunden pro Tag. Das ist sehr viel, u.a. weil es bedeutet, dass viele Personen 3 Stunden pro Tag auf der Eisenbahn, der U-Bahn und dem Omnibus verbringen, oder auf diese warten. Die qualitative Verbesserung des Personentransports und die Verkürzung der täglichen Fahrzeiten ist somit für mehrere Millionen Menschen sehr wichtig. Davon hat die Regierung jedoch erst seit dem schweren Unfall am Bahnhof Once Notiz genommen, bei dem 51 Menschen umkamen.
Innnenminister Florencio Randazzo hat nach dem Unfall auch das Transportsekretariat übernommen und sich intensiv mit dem städtischen Personenverkehr im Raum der Bundeshauptstadt und Umgebung befasst. Er hat sich zunächst sofort um die Sicherheit der Züge gekümmert, und alle mit neuen Bremsen deutscher Herkunft, einem GPS-System und Kameras, die die Fahrer der Züge filmen, ausgestattet. Bei einem Zusammenstoss im Vorort Haedo konnte er dann nachweisen, dass der Fahrer eingeschlafen war und beschleunigt hatte, statt zu bremsen, was ihm nachher erlaubt hat, strengere Normen für die Fahrer durchzusetzen, die die Gewerkschaft vorher nicht zuliess.
Ausserdem hat er innnerhalb der Regierung durchgesetzt, dass bedeutende Mittel für die Verbesserung der Vororteisenbahnen eingesetzt werden, und dass Waggons und Schienen in grossem Umfang in China gekauft wurden, die von einer chinesischen Bank finanziert werden. Mehrere neue Züge wurden schon in der Sarmiento-Strecke eingesetzt, und in Kürze sollen weitere in anderen Linien folgen. Die Vororteisenbahnen sollen in diesem und im kommenden Jahr, vor den Wahlen, weitgehend erneuert werden, so dass dem Publikum ein viel besserer Dienst geboten wird. Auf dieser Grundlage macht Randazzo schon Wahlkampagne, um bei den internen Vorwahlen (genannt PASO, „primarias abiertas simultáneas y obligatorias“) mit Scioli und anderen innerhalb der Regierungspartei zu konkurrieren.
Der Chef der Stadt Buenos Aires, Mauricio Macri, hat auch die Bedeutung des Personentransports gemerkt. Er hat zunächst die Verantwortung für die U-Bahn übernommen, auch Waggons gekauft und den Dienst verbessert. Die Linie A, unter der Strasse Rivadavia, bei der die Waggons über 100 Jahre alt waren, wurde ganz erneuert, auch mit chinesischen Waggons. Macri hat dabei den Betreiber der U-Bahnen, das Unternehmen Metrovías von Aldo Roggio, beibehalten, der gute Arbeit leistet und schon 12 Jahre Erfahrung gesammelt hat, so dass der Dienst gut funktioniert, sofern es keine Streiks gibt. Randazzo hat hingegen das Problem der Betreiber bei den Vororteisenbahnen nicht gelöst; in einigen Fällen wurden die Konzessionen aufgehoben, und die Betreibung an andere Unternehmer übertragen; aber die Rahmenordnung ist noch zum grossen Teil in der Luft. Der Dienst weist auch mit neuen Waggons sichtbare Mängel auf, u.a. dass die Fahrpläne nicht eingehalten werden und die Wartezeiten oft sehr lang sind. Ohne einen guten privaten Betreiber kann auch mit neuen Waggons und guten Schienen kein guter Dienst geboten werden.
Macri ist seit 2012 einen Schritt weiter gegangen und hat den Metrobus eingeführt, zunächst auf der Juan B. Justo, dann auf der „9 de Julio“, und jetzt auf der Cabildo u.a. Strassen. Das System hat die Fahrzeiten für Personen, die aus der Peripherie kommen und ins Stadtzentrum fahren, um bis zu einer halben Stunden verkürzt. Der Metrobus kostet laut offizieller Information u$s 5 Mio. pro km, gegen etwa u$s 100 Mio. bei der U-Bahn. Der Metrobus konnte somit mit beschränkten verfügbaren Mitteln kurzfristig eingeführt werden. Auch diese Verbesserung des Personentransports hat eine politische Wirkung gehabt: Macri steigt bei den Umfragen immer höher als Präsidentschaftskandidat für 2015.
Macri hat auch an die Automobilisten gedacht, einmal durch die Unterführungen bei Eisenbahnen (Federico Lacroze, Olazábal u.a., insgesamt 22, und weitere vier befinden sich im Bau), und dann durch die Vollendung der Nordausfahrt der Illia-Autobahn, was die Fahrzeit nach den nördlichen Vororten um gut 20 Minuten verkürzt. Jetzt will Randazzo das Gleiche in den Vororten tun. Das ist in Ordnung: aber er muss zunächst bei der Sarmiento-Eisenbahn die Entscheidung treffen, das Projekt der Umwandlung in eine U-Bahn aufzugeben (weil keine Finanzierungsmöglichkeit besteht), das mit den Tunnels bei den Bahnüberkreuzungen unvereinbar ist. Eine grosse (deutsche) Maschine zur Ausgrabung des Tunnels liegt seit vier Jahren brach im Vororot Haedo. Sie müsste der Stadt Buenos Aires übergeben werden, die auch weiter das U-Bahnnetz ausbaut.
Randazzo und Macri sind politische Gegner. Doch sie müssten sich einigen, um das Problem des städtischen Personentransports gemeinsam zu lösen. Es hat über vier Jahre gedauert, bis die Nationalregierung dem Bau der Verlängerung der Ausfahrt der Illia-Autobahn zugestimmt hat, über die sie auch entscheidet, nur weil CFK Macri schädigen wollte. Und jetzt sollte die Nationalregierung, der die städtischen Omnibusse unterstehen, eng mit der Stadtverwaltung zusammenarbeiten, an erster Stelle bei der Tarifpolitik, die einheitlich sein sollte. Macri hat schon den Tarif der U-Bahn angehoben, so dass er jetzt etwa die Hälfte der Kosten deckt; aber CFK besteht auf niedrigen Tarifen der Vororteisenbahnen und der Omnibusse, die bestenfalls 20% der Kosten decken, was enorm hohe Subventionen erfordert. Die künstliche Verbilligung des Omnibusverkehrs führt dazu, dass die U-Bahn weniger verwendet wird, obwohl es umgekehrt sein sollte, um den Strassenverkehr zu entlasten. Die U-Bahnen können ohne weiteres mehr Passagiere befördern, eventuell mit mehr Waggons. Es muss eine einheitliche Transportpolitik für diese Gegend geben, auch wenn dann Randazzo und Macri sich über die Lorbeeren für den Erfolg streiten. Das sollte jedoch auf einem anderen Blatt geschrieben stehen. Ohnehin konkurriert Randazzo zunächst mit Scioli und nicht mit Macri.